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Rülke: Der Grexit wäre die bessere Lösung gewesen

In einer von der SPD beantragten Aktuellen Debatte mit dem Titel „Unsere Zukunft liegt in einem
gestärkten Europa“ hat der FDP-Fraktionsvorsitzende Dr. Hans-Ulrich Rülke das am Wochenende
zwischen der EU und Griechenland vereinbarte Spar- und Reformpaket scharf kritisiert. Das Paket
belaste den europäischen Steuerzahler, ohne die griechischen Strukturprobleme wirksam anzugehen.
Außerdem werde europäisches Recht gebeugt, da die rechtlichen  Voraussetzungen für ein Hilfspaket
aus dem ESM nicht gegeben seien, sagte der FDP-Fraktionsvorsitzende.

Rülke verteidigte die Euro-Rettungspolitik der zurückliegenden Jahre. Es sei richtig gewesen,
Krisenstaaten nach dem Prinzip „Hilfe im Gegenzug für Reformen“ zu unterstützen. Im Falle von Spanien,
Portugal und Irland sei dies auch erfolgreich praktiziert worden. Überdies sei es eine blanke
Notwendigkeit gewesen, die Eurozone durch die Errichtung geeigneter Brandmauern – wie den
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) - vor Ansteckungsgefahren zu schützen. Das Verfahren sei
auch mittlerweile in Deutschland hinreichend demokratisch legitimiert, da die FDP eine Beteiligung des
Bundestags während der schwarz-gelben Koalition durchgesetzt habe.

Trotz hoher dreistelliger Milliardenhilfen sei aber offensichtlich Griechenland das Land, bei dem diese
Politik nicht fruchte. Dies könne aber nicht an einer angeblichen Austeritätspolitik liegen und nicht daran,
dass irgendwer Griechenland „kaputt spare“. Neben den bisherigen Hilfen von mehr als 200 Milliarden
Euro und Bankenhilfen durch die Europäische Zentralbank (EZB) von aktuell 90 Milliarden Euro seien nun
weitere gut 80 Milliarden Euro an Hilfen vorgesehen. „So würde ich auch gerne mal kaputt gespart
werden!“, sagte Rülke wörtlich.

Das Problem, so Rülke, sei doch nicht die Knauserigkeit der europäischen Steuerzahler, sondern das
erkennbare Unvermögen Griechenlands, innerhalb der Eurozone seine Wettbewerbsfähigkeit zu stärken.
Nun habe man in Brüssel wieder einmal Zeit gekauft, um einen offensichtlich unabwendbaren Konkurs
weiter zu verschleppen. Gleichzeitig gehe man die Strukturprobleme des Landes weiterhin nicht an. Es ist
ein absurder Gedanke, dass die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes durch Steuererhöhungen auf breiter
Front gesteigert wird. Nach den Worten von Rülke breche man im Übrigen Europäisches Recht. Es
würden Banken gestützt, die man nach bestehender Rechtslage nicht stützen dürfe. Die EZB schere sich
nicht darum, dass sie Staaten nicht finanzieren dürfe und vergemeinschafte Schulden durch die
Hintertür. Und die Bundesregierung selbst habe dokumentiert, dass von Griechenland eben keine Gefahr
für die Stabilität der gesamten Eurozone ausgehe und wolle dennoch ein ESM-Programm für das Land.
Das sei ein wissentlicher Rechtsbruch!
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Was nun geplant sei, das sei ein gezieltes Verbrennen von Steuergeldern, nur um sich weitere Jahre
durch die Griechenland-Krise zu mogeln, so Rülke. Folgende Maßnahmen seien zielführender:

Ein Ausscheiden Griechenlands aus dem Euro, um dem Land die Chance zu geben, seine
Wettbewerbsfähigkeit außerhalb der Eurozone zu verbessern.
Eine neue Währung, in Verbindung mit einem Schuldenschnitt für Griechenland. Die ohnehin zu
kalkulierenden Verluste für die Staatshaushalte. der Eurostaaten könnten innerhalb der Haushalte
zeitlich gestreckt werden
Griechenland erhält humanitäre und strukturelle Hilfen. Niemand will eine humanitäre Katastrophe
und niemand will Griechenland aus der EU drängen.
Ein Ende der Staatsfinanzierung durch die EZB muss verbindlich festgeschrieben werden.
Und: Eine Insolvenzordnung für Staaten der EU beziehungsweise der Eurozone wird geschaffen.


